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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass der Vertrag von Lissabon das Europäische Parlament im 
Rechtsetzungsprozess gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren auf eine Stufe 
mit dem Rat stellt,

B. in der Erwägung, dass der Vertrag von Lissabon dem Bürger der Europäischen Union die 
Möglichkeit bietet, ein Rechtsetzungsverfahren einzuleiten,

C. in der Erwägung, dass das Parlament gemäß Artikel 225 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union die Möglichkeit hat, die Kommission aufzufordern, 
geeignete Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, die nach seiner Auffassung die 
Ausarbeitung eines Unionsakts zur Durchführung der Verträge erfordern,

D. in der Erwägung, dass die Charta der Grundrechte der Europäischen Union unter den 
Bürgerrechten das Recht auf gute Verwaltung aufführt, die nur aufgrund von 
transparenten und für die Bürger verständlichen Rechtsvorschriften funktionieren kann,

1. drängt darauf, dass die Kommission alle Anstrengungen unternimmt, damit das Parlament 
und der Rat im Rahmen der Rechtsetzung gleichberechtigt behandelt werden, 
insbesondere indem sie beide Organe gleichzeitig über alle den Rechtsetzungsprozess 
beeinflussenden Ereignisse und Entwicklungen unterrichtet;

2. fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit dem Parlament umgehend die 
erforderlichen Rechtsmittel und organisatorischen Maßnahmen zu erarbeiten, damit die 
Bürger der Europäischen Union in die Lage versetzt werden, das ihnen zuerkannte Recht, 
ein Rechtsetzungsverfahren einzuleiten, wahrzunehmen;

3. drängt darauf, dass die Kommission eine Zusage hinsichtlich der Fristen macht, innerhalb 
deren sie den Forderungen des Parlaments aufgrund von Artikel 225 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union nachkommen wird;

4. unterstreicht, dass es unbedingt einer Rechtsetzung bedarf, die einfach, transparent und für 
die Bürger der Union verständlich ist;


